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205 
Verordnung 

über weitere polizeiliche Aufgaben 
des Landeskriminalamts 

bei der Gefahrenabwehr sowie der 
Erforschung und Verfolgung von Straftaten 

Vom 7. Mai 2003 

Auf Grund des § 13 Abs. 5 des Polizeiorganisationsge­
setzes (POG ~RW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. Juli 2002 (GV. ~RW. S. 308, ber. S. 629) ·wird im 
Einvernehmen mit dem Justizministerium verordnet: 

§ 1 

Das Landeskriminalamt ist zuständige Landesbehörde 
der Polizei im Sinne von§ 4 Abs. 2 Xr. 1 und§ 17 Abs. 1 
des Bundeskriminalamtgesetzes (BKAG). 

§ 2 

Als Informationssammel- und -auswertungsstelle kann 
das Landeskriminalamt den Polizeibehörden fachliche 
Weisungen erteilen insbesondere 

1. für einen einheitlichen und wirksamen Informations­
austausch über Straftaten und Straftäter zwischen 
den Polizeibehörden und dem Landeskriminalamt 
sowie dem Bundeskriminalamt, 

2. im Zusammenhang mit der Xutzung von landesvveiten 
Datenbankanwendungen und Falldateien zur Krimi­
nalitätsbekämpfung, 

3. für die Polizeiliche Kriminalstatistik. 

§ 3 

(1) Die -Cbernahme von Ermittlungen durch das Lan­
deskriminalamt auf Grund von Ersuchen gemäß § 13 
Abs. 4 ::-Jr. 3 POG NRW kommt in Betracht bei Straftaten. 
·wenn Anhaltspunkte für überregionale. länderübergrei­
fende oder internationale Tatzusammenhänge erkennbar 
sind und eine zentrale Aufgabenwahrnehmung erforder­
lich ist, insbesondere bei 

1. Delikten der politisch motivierten Kriminalität. vor­
nehmlich bei Straftaten gemäß den §§ 129. 129a und 
129b des Strafgesetzbuches (StGB). 

2. Landesverrat und Gefährdung der äußeren Sicherheit 
gemäß den§§ 93 ff. StGB. 

3. nationalsozialistischen Gewalt\·erbrechen gemäß 
§ 211 StGB. 

4. Delikten nach dem Völkerstrafgesetzbuch. 

5. \Veiten:erbreitung von ::Vlassenvernichtungswaffen im 
Sinne des Kriegswaffenkontrollgesetzes und der Vor­
schriften des Außenwirtschaftsrechts (Proliferation). 

6. Organisierter Kriminalität sowie schwerer Bandenkri­
minalität. 

7. Wirtschafts-. Cmv;elt- und Korruptionskriminalität. 

8. Computerkriminalität und Kriminalität in Datennet­
zen. 

9. gewerbsmäßiger Verbreitung kinderpornografischer 
Schriften. 

(2) Das Landeskriminalamt führt auf Ersuchen einer 
Staatsanwaltschaft oder einer Polizeibehörde im Einver­
nehmen mit der zuständigen Staatsanwaltschaft die 
gezielte Fahndung nach einer Person durch. \\·enn diese 

1. zu einer hohen Freiheitsstrafe verurteilt ist und sich 
der Strafvollstreckung durch Flucht entzieht. 

2. einer schweren Straftat dringend \·erdächtig ist und 
sich verborgen hält. 

3. vorläufig gemäß § 1~6a der Strafprozessordnung 
(StPO) oder nach rechtskräftigem Abschluss eines 
Sicherungsverfahrens gemäß§ 63 StGB in einem psy­
chiatrischem Krankenhaus unterzubringen ist oder 
untergebracht war und sich der Vollstreckung einer 
Maßregel durch Flucht entzieht 

und eine Ausschreibung zur internationalen Fahndung 
oder im Schengener Informationssystem erfolgt ist. 

.. (3) Hat das Landeskriminalamt Bedenken gegen die 
"Cbernahme der Ermittlungen gemäß Absatz 1 oder gegen 
die Durchführung der gezielten Fahndung nach Absatz 2, 
trägt es diese dem Innenministerium vor, welches dann 
im Einvernehmen mit dem Justizministerium entschei­
det_ 

(4) Das Landeskriminalamt verfolgt eine Straftat im 
Falle des§ 18 BKAG, es sei denn. das Innenministerium 
überträgt die Zuständigkeit einer anderen Polizeibe­
hörde. 

§4 

(1) Das Landeskriminalamt ist unter den Vorausset­
zungen des§ 13 Abs. 5 Satz 1 Xr. 1 POG KRW zuständig 
für 

1. die Durchführung polizeilicher Maßnahmen in Eilfäl­
len aus Anlass der Weiterführung grenzüberschreiten­
der Observationen gemäß Artikel 40 ~es Schengener 
Durchführungsübereinkommens (SDU) durch Ange­
hörige des Polizeidienstes anderer Staaten. 

2. die t"bernahme grenz;~berschreitender Observationen 
gemäß Artikel 40 SDC oder auf der Grundlage be\vil­
ligter Rechtshilfe. 

3. grenzüberschreitende polizeiliche :'.\'Iaßnahmen unter 
Beteiligung von Spezialeinheiten oder -kräften aus 
Anlass bewilligter Rechtshilfe oder bei Verlagerung 
einer Gefahrenlage aus dem benachbarten Ausland, 
soweit nicht ein Polizeipräsidium gemäß § 4 der Ver­
ordnung über die Bestimmung von Polizeipräsidien zu 
Kriminalhauptstellen zuständig ist. 

4. die Durchführung polizeilicher Maßnahmen zur 
Abwehr \·on Gefahren für die öffentliche Sicherheit. 
insbesondere in Fällen. in denen Informationen über 
die in Nordrhein-Westfalen bevorstehende Begehung 
von schweren Straftaten vorliegen und örtliche :'.Vlaß­
nahmen der Kreispolizeibehörden zur Abwehr der 
Gefahren keinen Erfolg versprechen oder einheitliche 
Maßnahmen durch eine zentrale Stelle erforderlich 
sind. 

5. die Durchführung unaufschiebbar notwendiger Maß­
nahmen zur Erforschung und Verfolgung von Strafta­
ten unter Ausnutzung von Datennetzen. die unmittel­
bar beim Landeskriminalamt angezeigt werden. 

(2) Das Landeskriminalamt gibt in den Fällen des 
Absatzes 1 die Aufgabenwahrnehmung im Einvernehmen 
mit der Bezirksregierung an eine Kreispolizeibehörde ab. 
wenn deren örtliche Zuständigkeit nicht nur vorüberge­
hend vorliegt. 

(3) Im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung nach 
Absatz 1 :Xrn. 1 bis 3 ist das Landeskriminalamt Vornah­
mebehörde im Sinne der Richtlinien für den Verkehr mit 
dem Ausland in strafrechtlichen Angelegenheiten, 
solange die Zuständigkeit nicht auf eine Kreispolizeibe­
hörde übergegangen ist. 

§ 5 

Das Landeskriminalamt ist auf der Grundlage des§ 13 
Abs. 5 Satz 1 ::--Jr. 2 POG :i'\RW zuständig für 

1. die Aus\\·ertung und Analyse \·on Kriminalitätsphäno­
menen und \'On sch\veren Straftaten. die eine zentrale. 
länderübergreifende oder internationale Aufgaben­
wahrnehmung erfordern, in anderen Fällen für die 
Koordinierung dieser Aufgaben durch die Kreispoli­
zeibehörden. 

2. den Informationsaustausch über polizeilich relevante 
Sachverhalte und Störer bei Sportveranstaltungen: 
inso-weit ist das Landeskriminalamt Zentralstelle des 
Landes {Landesinformationsstelle Sporteinsätze) 
smvie der Polizeien des Bundes und der Länder (Zent­
rale Informationsstelle Sporteinsätze). 
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§ 6 

(1) Das Landeskriminalamt ist als zentrale Stelle im 
Sinne des § 13 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 POG ::-;Rw zuständig 
für 

1. die Entgegennahme und Bearbeitung von Geldwä­
scheverdachtsanzeigen nach dem Geldwäschegesetz, 

2. die Sammlung, Auswertung und Steuerung von Infor­
mationen über Grundstoffe nach dem Grundstoffüber­
wachungsgesetz und über andere Produkte, die zur 
Herstellung und Verbreitung von Betäubungsmitteln 
missbraucht werden können, 

3. die Entgegennahme von Ersuchen, den Datenabgleich 
und die Auskunftserteilung im Rahmen von Zuverläs­
sigkeitsüberprüfungen insbesondere nach § 29d Luft­
verkehrsgesetz in Verbindung mit § 4 Luftverkehr­
Zuverlässigkeitsüberprüfungsverordnung sowie § 12b 
Atomgesetz in Verbindung mit § 5 Atomrechtliche 
Z uverlässigkei tsüberprüfungs-Verordnung. 

(2) Das Landeskriminalamt ist im Rahmen der zentra­
len Informationsverarbeitung. -auswertung und -steue­
rung zuständig für die Koordinierung 

1. des Einsatzes einschließlich der Ausstattung und Aus­
rüstung von Spezialeinheiten und -kräften. 

2. des Einsatzes von Vertrauenspersonen und verdeckt 
ermittelnden Polizeivollzugsbeamten anderer Länder. 
des Bundes oder anderer Staaten durch Polizeibehör­
den des Landes Nordrhein-Westfalen, 

3. der Anforderung von Vertrauenspersonen oder ver­
deckt ermittelnder Polizeivollzugsbeamten durch 
Polizeidienststellen anderer Länder. des Bundes oder 
anderer Staaten, · 

4. von Maßnahmen des Zeugenschutzes der Polizeibe­
hörden des Landes oder des Bundes oder anderer Län­
der in Nordrhein-Westfalen, 

5. von polizeilichen Maßnahmen zur Unterstützung der 
Suche nach Vermissten oder der Identifizierung von 
unbekannten Toten bei größeren Schadenslagen auch 
in anderen Ländern und im Ausland. 

§ 7 

(1) Das Landeskriminalamt ist Prüfungs- und Bewilli­
gungsbehörde für ein- und ausgehende polizeiliche 
Rechtshilfeersuchen und koordiniert polizeiliche Belange 
bei der justiziellen Rechtshilfe. 

(2) Das Landeskriminalamt ist zentrale Verbindungs­
und Ansprechstelle für die grenzüberschreitende polizei­
liche Zusammenarbeit sowie für die Zusammenarbeit mit 
EUROPOL. 

§ 8 

Die Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Sie tritt am 30. April 2008 außer Kraft. 

Düsseldorf, den 7. Mai 2003 

2251 

Der Innenminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dr. Fritz Behrens 

- GV. NRW. 2003 S. 262. 

Satzung der Landesanstalt für 
Medien Nordrhein-Westfalen (LfM) 

zur Bestimmung von Mitgliedern 
für Veranstaltergemeinschaften durch 

Vertreterversammlungen 
(Vertreterversammlungs-Satzung) 

Vom 9. l\Iai 2003 

Auf der Grundlage von§ 63 Abs. 1 Satz 4 des Landes­
mediengesetzes Nordrhein-Westfalen (L::\'IG NRW) vom 
2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 334), zuletzt geändert durch 

Artikel 3 des Gesetzes vom 28. Februar 2003 (GV. NRW. 
S. 84). erlässt die Landesanstalt für Medien Nordrhein­
Westfalen (Lf~l) folgende Satzung: 

§ 1 
Grundsatz 

(1) Hat die LfM das Verbreitungsgebiet für lokale Hör­
funkprogramme gern. § 54 Abs. 3 LMG NRW durch Sat­
zung so festgelegt. dass es nicht mit dem Gebiet eines 
Kreises oder einer kreisfreien Stadt übereinstimmt. so 
erfolgt die Bestimmung der Mitglieder für die Veranstal­
tergemeinschaft gern.§ 62 Abs. 1 Nr. 4 LMG NRW in die­
sem Verbreitungsgebiet durch eine Vertreterversammlung 
nach § 63 Abs. 1 Satz 3 LMG XRW. 

(2) Die Bestimmung eines :Mitglieds für die Veranstal­
tE·rgemeinschaft erfolgt für die Dauer von sechs Jahren. 
Im Falle des vorzeitigen Ausscheidens eines Mitglieds aus 
der Veranstaltergemeinschaft insbesondere nach §§ 63 
Abs. 6. 64 Abs. 3 LMG NRW wird eine Person bestimmt. 
die anstelle des ausscheidenden Mitglieds und für den 
':erbleibenden Zeitraum :\'litglied wird. Die Entsendung 
des neuen Mitglieds erfolgt auf Vorschlag der Fraktion 
oder Gruppe. der das ausgesct.iedene ::VIitglied bei seiner 
'.Vahl angehörte. 

§ 2 
Wahl der :Vlitglieder 

der Vertreterversammlung 

(1) Die :\1itglieder der Vertreterversammlung werden 
von den Kreisen bzw. kreisfreien Städten des Verbrei­
tungsgebietes entsandt. Gehören aus einem Kreis nicht 
alle kreisangehörigen Gemeinden dem Verbreitungsge­
biet an. so erfolgt die Entsendung der Vertreter an Stelle 
des Kreises durch die kreisangehörigen Gemeinden. 

(2) Die Kreise/kreisangehörigen Gemeinden/kreis­
freien Städte entsenden je 10.000 Einwohner einen Ver­
treter. die kreisangehörigen Gemeinden mindestens 
jedoch zwei Vertreter. Grundlage für die Berechnung ist 
die für die letzte Kommunalwahl maßgebliche Bevölke­
rungszahl. 

(3) Die Mitglieder der Vertreterversammlung werden 
\·on den Vertretungskörperschaften der entsendungsbe­
rechtigten Kreise/kreisfreien Städte/kreisangehörigen 
Gemeinden nach den Grundsätzen der Verhältnis\vahl 
(d"Hondtsches Höchstzahlverfahren) gewählt. Hierfür 
gelten die§§ 50 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 und Abs. 5: 67 Abs. 
2 Satz 4, 5, 6 der GemeindeordLung ~ordrhein-Westfalen 
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW. S. 666). zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 30. April 2002 (GV. ~RW 160). und die §§ 35 Abs. 2 
Satz 1. Abs. 3, Abs. 5: 46 Abs. 2 Satz 4. 5. 6 der Kreisord­
nung Nordrhein-Westfalen (KrO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 646), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. April 2002 (GV. 
NRW S. 160), entsprechend. 

(4) Das ::VIandat der Mitglieder der Vertreterversamm­
lung erlischt mit dem Zusammentritt eines neu ge\vähl­
ten Rates/Kreistages. 

§ 3 
Einberufung der Vertreterversammlung 

(1) Die LfM beruft die Vertreterversammlung ein, wenn 
sämtliche entsendungsberechtigten Kreise/kreisfreien 
Städte/kreisangehörigen Gemeinden die auf sie entfallen­
den Mitglieder der Vertreterversammlung gewählt haben. 
Die Wahl ist der Lf:!\1 unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Haben eine oder mehrere entsendungsberechtigte 
Kreise/kreisfreie Städte/kreirnngehörige Gemeinden 
innerhalb von drei Monaten nach In-Kraft-Treten der 
Satzung der LfM über die Festlegung des Verbreitungs­
gebietes (§ 54 Abs. 1 LMG NRW) ihre ~litglieder der Ver­
treterversammlung nicht gewählt. so kann die LfM die 
Ve1treterversammlung auch ohne Berücksichtigung die­
ser entsendungsberechtigten Stellen einberufen. 

(3) Ist einer der entsendungsberechtigten Kreise/ 
k~eisfreien Städte/kreisangel:örigen Gemeinden die 
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Einladung zu einer Gründungsversammlung zugegan­
gen. so ist die Lfivl hien:on unverzüglich zu benachrich­
tigen. In diesen Fällen kann die LfM den entsendungs­
berechtigten Kreisen/kreisfreien Städten/kreisangehö­
rigen Gemeinden eine Frist von mindestens einem 
Monat zur Wahl der ::Vlitglieder der Vertreter;ersamm­
lung setzen. wenn dies erforderlich ist. um zu gewähr­
leisten, dass den in § 62 Abs. 1 LVIG )J"RW genannten 
Stellen Zeit und Ort der Gründungs\·ersammlung Z\\·ei 
Monate vor dem vorgesehenen Zeitpunkt schriftlich 
mitgeteilt werden können. 

(4) Ist die :--reuwahl von ::Vlitgliedern der VertreterYer­
sammlung notwendig. so fordert die Lf::VI die entsen­
d ungs berechtigten Kreise/kreisfreien S täd te/kreisange­
hörigen Gemeinden unter Setzung einer Frist \·on drei 
Monaten hierzu auf. § 3 Abs. 2 dieser Satzung gilt ent­
sprechend. 

(5) Die Lf:i\!l beruft die Vertreterwrsammlung ein: die 
Einladung muss zwei Wochen vor dem Tag der Sitzung 
abgesandt werden. Diese Frist kann zur Wahrung der in 
Absatz 3 genannten Zwei-:Ylonats-Frist auf bis zu drei 
Tage verkürzt \\·erden. 

(6) Entsendungsberechtigte Kreise/kreisfreie Städte/ 
kreisangehörige Gemeinden. die innerhalb der in den 
Absätzen 2 und 3 genannten Fristen keine Vertreter 
gewählt haben. werden von der Lf:VI über Ort und Zeit 
der VertreterYersammlung informiert. Eine Wahl der 
Vertreter, die daraufhin erfolgt und der Lf::VI bis 24 
Stunden vor der Vertreterversammlung mitgeteilt wird. 
ist bei der anberaumten Vertreterversammlung zu 
berücksichtigen. Diese nachträglich gewählten Vertre­
ter sind \·on den sie entsendenden Stellen in geeigneter 
Form über Ort und Zeit der Vertreterversammlung zu 
informieren. Erfolgt bis 24 Stunden vor Beginn der Ver­
treterversammlung gegenüber der Lf:VI keine ::Vlitteilung 
über eine Wahl. so sind die auf diese Kreise/kreisfreien 
Städte/kreisangehörigen Gemeinden entfaÜenden ::Vlit­
glieder der Vertreterversammlung bei der Feststellung 
der Beschlussfähigkeit der Gründungsversammlung 
nicht zu berücksichtigen. 

§4 
Durchführung der Vertreten:ersammlung. 

schriftliches U mlaufrerfahren 

(1) Die Lf::VI eröffnet und schließt die Sitzungen der 
Vertreterversammlung. leitet die Verhandlungen und 
handhabt die Ordnung. Die VertreterYersammlung ist 
beschlussfähig. wenn zwei Drittel ihrer Mitglieder anwe­
send sind. 

(2) Die gern. § 1 dieser Satzung zu bestimmenden ::VIit­
glieder der Veranstaltergemeinschaft \\·erden nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl (d"Hondtsches Höchst­
zahkerfahren) gewählt(§ 63 Abs. 1 L::VIG ~W). Die§§ 67 
Abs. 2 Satz 4. 5. 6: 50 Abs. 2 Satz 1. Abs. 3. Abs. 5 der GO. 
46 Abs. 2 Satz 4, 5, 6: 35 Abs. 2 Satz 1. Abs. 5 KrO gelten 
entsprechend. 

(3) Die Bestimmung nach§ 62 Abs. 1 )Ir. 4 LMG ~RW 
kann auch in einem schriftlichen "Cmlaufrerfahren 
erfolgen. Das "Cmlaufrerfahren wird \·on der LfM 
gegenüber den :Vlitgliedern der Vertreterversammlung 
mit der Aufforderung zur Abgabe eines schriftlichen 
Wahlvorschlags eingeleitet. verbunden mit dem Hin­
weis, dass eine Einspruchsmöglichkeit gegen dieses Ver­
fahren besteht. Wenn Wahkorschläge vorliegen und 
kein Einspruch erhoben wurde. müssen die Wahkor­
schläge den Mitgliedern der Vertreterversammlung mit 
Einschreiben übersandt \Verden, § 4 VwZG gilt entspre­
chend. Die Frist für die Abgabe der Stimme beträgt 
zwei Wochen nach Zustellung der Wahkorschläge bei 
den Mitgliedern der Vertreten·ersammlung. Die LfM 
teilt das Wahlergebnis den Mitgliedern der Vertreten;er­
sammlung schriftlich mit. Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 
geltend entsprechend auch im Umlaufrerfahren. so dass 
auch die Grundsätze der Verhältnis\\·ahl (d.Hondtsches 
Höchstzahkerfahren) Amwndung finden. Im Falle des 
Einspruchs eines :Vlitglieds der Versammlung gegen das 
schriftliche Umlaufrerfahren ist die VertreterYersamm­
lung hierrnn schriftlich zu unterrichten und gleichzeitig 
zu einer Vertreter:ersammlung gern. § 3 dieser Satzung 
einzuladen. 

§ 5 
In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt mit dem Tag nach ihrer Bekannt­
machung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Kordrhein-Westfalen in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Satzung der Landesanstalt für 
Rundfunk Xordrhein-Westfalen (LfR) zur Bestimmung 
von :VIitgliedern für Veranstaltergemeinschaften durch 
VertreteITersammlungen vom 11. Oktober 1_988 (GV. 
KRW. S. 423). zuletzt geändert durch die Erste Anderung 
der Satzung der Landesanstalt für Rundfunk (LfR) zur 
Bestimmung \·on ::VIitgliedern für Veranstaltergemein­
schaften durch Vertreterversammlungen vom 17. Oktober 
1995 (GV XRW. S. 1020). außer Kraft. 

Düsseldorf. den 9. }fai 2003 

41 

Der Direktor 
der Landesanstalt für Medien (LfM) 

i.V 

Dr. Jürgen B raut m e i er 

- GV. XRW. 2003 S. 263. 

Verordnung 
über die Errichtung, die Zusammensetzung 

und das Verfahren des Sanktionsausschusses 
an der Börse Düsseldorf 

(Sanktionsausschussverordnung) 
Vom 9. Mai 2003 

Aufgrund des § 20 Abs. 1 Satz 1 des Börsengesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2002 
(BGBl. I S. 2010) in Verbindung mit § 1 der Verordnung 
über die Ermächtigung des Finanzministeriums zum 
Erlass von Rechtsverordnungen nach dem Börsengesetz 
mm 3. September 2002 (GV. XRW. S. 451) wird verordnet: 

§ 1 
Errichtung und Befugnisse 

11) An der Börse Düsseldorf wird ein Sanktionsaus­
schuss errichtet. 

(2) Er kann die nach§ 16 Börsengesetz zur Teilnahme 
am Börsenhandel zugelassenen ünternehmen und Bör­
senhändler und die Skontroführer (Handelsteilnehmer) 
nach ::.Vlaßgabe des § 20 Abs. 2 Satz 1 Börsengesetz mit 
Verweis. Ordnungsgeld bis zu zweihundertfünfzigtau­
send Euro oder Ausschluss von der Börse bis zu 30 Sit­
zungstagen belegen. 

(3) Einen Emittenten kann er nach ::.VIaßgabe des § 20 
Abs. 2 Satz 2 Börsengesetz mit einem Ordnungsgeld bis 
zu 250 000 Euro belegen. 

(4) Der Sanktionsausschuss nimmt die ihm zugewiese­
nen Aufgaben und Befugnisse nur im öffentlichen Inte­
resse wahr. 

s •) 
~ -

Zusammensetzung 

(1) Der Sanktionsausschuss besteht aus fünf ordentli­
chen und fünf stellvertretenden Mitgliedern. Diese wer­
dE~n \·om Börsenrat aus dem Kreis der Handelsteilnehmer 
und der Emittenten. deren Wertpapiere an der Börse Düs­
seldorf zum Handel zugelassen sind. auf die Dauer von 
drei Jahren gewählt. Alle Gruppen sind angemessen zu 
berücksichtigen. Ge\\·ählt ist. wer die einfache Mehrheit 
der Stimmen erhält. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das Los. Scheidet ein Mitglied aus. so erfolgt eine Nach­
wahl für den Rest der Amtszeit. An den Sitzungen des 
Sanktionsausschusses nimmt mit beratender Stimme die 
Geschäftsführung SO\\·ie bei Verfahren gegen Emittenten 
eine die Zulassungsstelle \·ertretende Person teil. 
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(2) Ist ein Verfahren bei Ablauf der Amtszeit nicht 
abgeschlossen, bleiben die :VIitglieder des Ausschusses 
unbeschadet einer Neubestellung bis zur Beendung des 
Verfahrens im Amt. 

(3) Die Mitglieder des Sanktionsausschusses üben ihre 
Tätigkeit ehrenamtlich aus. Sie haben Anspruch auf 
Ersatz ihrer notwendigen Auslagen und ihres Verdienst­
ausfalles. 

§ 3 

Organisation 

(1) Die ordentlichen Mitglieder des Sanktionsaus­
schusses wählen aus ihrer Mitte das vorsitzende :!vlitglied 
und dessen Stellvertreter. Das vorsitzende Mitglied hat 
unbeschadet der Vorschrift des Absatzes 2 die Vertretung 
der ordentlichen Mitglieder für die Amtszeit im Voraus 
zu bestimmen. 

(2) Der Sanktionsausschuss ist nur beschlussfähig. 
wenn mindestens drei ordentliche oder stellvertretende 
Mitglieder einschließlich des vorsitzenden Mitglieds 
anwesend sind und diejenige Gruppe. der der betroffene 
Handelsteilnehmer angehört oder die Emittenten im 
Falle des § 1 Abs. 3 vertreten sind. 

(3) Der Sanktionsausschuss entscheidet mit Stimmen­
mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
des vorsitzenden ::Vlitglieds. 

§4 

Einleitung eines Sanktionsverfahrens 

(1) Der Sanktionsausschuss wird tätig 

l. auf Antrag der Börsenaufsichtsbehörde. 

2. auf Antrag der Börsengeschäftsführung. 

J.. auf Antrag der Zulassungsstelle. 

4. auf Antrag eines Handelsteilnehmers. in dem darge­
legt ist. dass sein Anspruch auf kaufmännisches Ver­
trauen oder seine Ehre verletzt wurde. 

5. auf Antrag eines Unternehmens. das zum Handel an 
der Börse zugelassen ist. 

(2) Der Sanktionsausschuss entscheidet über die 
Eröffnung des Verfahrens nach pflichtgemäßem Ermes­
sen, wenn hinreichende Anhaltspunkte für einen Verstoß 
nach § 20 Abs. 2 des Börsengesetzes vorliegen. Die Ent­
scheidung, du·rch die das Verfahren eröffnet wird. ist 
nicht anfechtbar. Entscheidet der Sanktionsausschuss. 
das Verfahren nicht zu eröffnen. so muss die Entschei~ 
dung schriftlich begründet, mit einer Rechtsmittelbeleh­
rung versehen und demjenigen, auf dessen Antrag der 
Sanktionsausschuss tätig wurde. zugestellt werden. Der 
Börsenaufsichtsbehörde und der Geschäftsführung ist 
die Entscheidung mitzuteilen. 

( 1) Beteiligte sind 

§ 5 

Beteiligte 

1. der betroffene Handelsteilnehmer, 

2. der betroffene Emittent. 

3. die Börsenaufsichtsbehörde, 

4. die Börsengeschäftsführung. 

5. bei Verfahren gegen einen Emittenten die Zulassungs­
stelle. 

6. die Personen. die nach Absatz 2 \'Om Sanktionsaus­
schuss hinzugezogen worden sind. 

(2) Der Sanktionsausschuss kann von Amts wegen oder 
auf deren Antrag Personen. deren rechtliche Interessen 
durch den Ausgang des Verfahrens berührt werden kön­
nen, als Beteiligte hinzuziehen. Diejenigen, die angehört 
werden, ohne dass die Voraussetzungen des Absatzes 1 
vorliegen. werden dadurch nicht Beteiligte. 

(3) Die Beteiligten können sich auf ihre Kosten durch 
eine bevollmächtigte Person vertreten lassen. 

§ 6 

Ausgeschlossene Personen 

(1) An Entscheidungen des Sanktionsausschusses darf 
nicht mitwirken: 

1. wer als Handelsteilnehmer oder Emittent von dem Ver­
fahren betroffen oder nach § 5 Abs. 2 hinzugezogen ist, 

2. \Wr durch seine Tätigkeit oder durch die Entschei­
dung einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil erlan­
gen kann. Das gilt nicht. wenn der Vor- oder Nach teil 
nur darauf beruht. dass jemand einer Berufs- oder 
Be\·ölkerungsgruppe angehört. deren gemeinsame 
Interessen durch die Angelegenheit berührt werden: 

3. \Ver mit einer Person. die zu dem Personenkreis der 
Nummern 1 oder 2 gehört. verheiratet oder verheiratet 
ge\\·esen ist oder wer mit einer solchen Person in gera­
der Linie \·erwandt oder verschvvägert oder durch 
Annahme an Kindes Statt verbunden oder in den Sei­
tenlinien bis zum dritten Grad venvandt oder bis zum 
zweiten Grad verschwägert ist. auch wenn die Ehe. 
durch welche die Sch,vägerschaft begründet ist. nicht 
mehr besteht: 

4. \Ver eine Person. die zu dem Personenkreis der ~um­
mern 1 oder 2 gehört. kraft Gesetzes oder Vollmacht 
allgemein oder in diesem Verwaltungsverfahren ver­
tritt: 

5. \ver bei einer Person. die zu dem Personenkreis der 
Kummern 1 oder 2 gehört. gegen Entgelt beschäftigt 
ist oder bei ihr als Mitglied eines Organs tätig ist: 

6 wer außerhalb seiner amtlichen Eigenschaft in der 
Angelegenheit ein Gutachten abgegeben hat oder 
sonst tätig geworden ist. 

(2) Hält sich ein Mitglied des Sanktionsausschusses 
für ausgeschlossen oder bestehen Zv,:eifeL ob die Voraus­
setzungen des Absatzes 1 gegeb2n sind. ist dies dem vor­
sitzenden Mitglied mitzuteilen. Der Ausschuss entschei­
det über den Ausschluss. Das betroffene :Mitglied darf an 
dieser Entscheidung nicht mitwirken. Ein ausgeschlosse­
nes ~Iitglied darf bei der weiteren Beratung und 
Beschlussfassung nicht zugegen sein. 

§ 7 
Abgelehnte Personen 

Die Beteiligten können ein :VIitghed des Ausschusses 
ablehnen. das in diesem Sanktionsverfahren nicht mit­
\Virken darf (§ 6) oder bei dem die Besorgnis der Befan­
genheit besteht. weil ein Grund vorliegt. der geeignet ist. 
Misstrauen gegen die Gnparteilichkeit des Mitglieds zu 
rechtfertigen. Die Ablehnung ist vor der mündlichen Ver­
handlung schriftlich oder zur ~iederschrift zu erklären. 
D:ie Erklärung ist unzulässig. wenn sich die Beteiligten. 
ohne den ihnen bekannten Ablehnungsgrund geltend zu 
machen, in die mündliche Verhandlung eingelassen 
haben. Für die Entscheidung über die Ablehnung gilt § 6 
Abs. 2 Sätze 2 bis 4. 

§ 8 
{; ntersuchungsgrundsa tz 

Der Sanktionsausschuss ermittelt den Sachverhalt von 
Amts wegen. Er bestimmt Art L".nd Umfang der Ermitt­
lu:-:1gen: an das Vorbringen und an die Beweisanträge der 
BE-teiligten ist er nicht gebunden. 

§ 9 
Bewe~smi t"'.:el 

(1) Der Sanktionsausschuss bedient sich der Beweis­
mittel. die er zur Ermittlung des Sachverhalts für erfor­
derlich hält. Er kann insbesondere 

1. Auskünfte jeder Art einholen. 

2. Beteiligte anhören. Zeugen ung. Sachverständige \·er­
nehmen oder die schriftliche Außerung von Beteilig­
ten. Sachverständigen und Zeugen einholen. 

3. Urkunden und Akten beiziehen. 

4. den Augenschein einnehmen. 
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§ 10 
::VIitwirkung von Zeugen 
und Sachverständigen 

p) _Der ~ankt~o~s~usschuss darf Zeugen und Sachver­
standige. die freiwillig vor ihm erscheinen. ohne Beeidi­
gung vernehmen oder um die Erstattung von Gutachten 
bitten. Die Vorschriften der Zivilprozessordnung über die 
Ablehnung von Sachverständigen und über die Verneh­
mung von Angehörigen des öffentlichen Dienstes als Zeu­
gen oder Sachverständige gelten entsprechend. 

T (2~ Verw_eigern '.?eugen oder Sachverständige ohne 
vorliegen emer der m den§§ 376, 383 bis 385 und 408 der 
Zivilp~ozessordnung _bezeichneten Gründe die Aussage 
oder die Erstattung emes Gutachtens. so kann der Sank­
tionsausschuss das für den Wohnsitz oder den Aufent­
haltsort der Zeugen oder der Sachverständigen zustän­
dige Amtsgericht um die Vernehmung ersuchen. In dem 
Ersuchen hat der Sanktionsausschuss den Gegenstand 
der Vernehmung darzulegen sowie die Kamen und 
Anschriften der Beteiligten anzugeben. Das Gericht 
benachrichtigt den Sanktionsausschuss und die Beteilig­
ten. 

(3) Hält der Sanktionsausschuss mit Rücksicht auf die 
Bedeutung einer Zeugenaussage oder eines Sachverstän­
digengutachtens oder zur Herbeiführung einer wahr­
heitsgemäßen Aussage die Beeidigung für geboten. so 
kann er das nach Absatz 2 zuständige Gericht um die eid­
liche Vernehmung ersuchen. 

(4) Zeugen und Sachverständige werden in entspre­
chender Anwendung des Gesetzes über die Entschädi­
gung von Zeugen und SachYerständigen in der jeweils 
geltenden Fassung entschädigt. 

§ 11 
Vorbereitung der Verhandlung 

(1) Die Beteiligten sollen bei der Ermittlung des Sach­
verhalts mitwirken. Sie sollen insbesondere ihnen 
bekannte Tatsachen und Beweismittel angeben. 

. (2) Die Beteiligten können sich vor der Sitzungschrift­
lich zur Sache äußern. Die Bestellung von Sach\·erständi­
gen und die schriftliche Anhörung \·on Zeugen ist den 
Beteiligten mitzuteilen. 

(3) Der Sanktionsausschuss hat den Beteiligten Ein­
sicht in die das Verfahren betreffenden Akten zu gestat­
t~n, ~o~veit d_eren Kenntnis zur Geltendmachung oder 
Verteidigung ihrer rechtlichen Interessen erforderlich ist. 

(4) Der Sanktionsausschuss soll das Verfahren so för­
dern. dass es möglichst in einem Verhandlungstermin 
erledigt werden kann. 

§ 12 
Erfordernis der mündlichen Verhandlung 

(1) Der Sanktionsausschuss entscheidet nach mündli­
cher Verhandlung. 

(2) Das vorsitzende 1fitglied bestimmt den Termin der 
Sitzun$ des Sanktionsauss~husses und lädt die Beteilig­
ten. Die Ladung muss Zelt und Ort der Sitzung. die 
Besetzung 9-es Sanktionsausschusses sowie den Gegen­
stand des Verfahrens enthalten. Die Namen der gelade­
nen ~eug_en und bestellten Sachverständigen sowie der 
Termm ei~er Au~e!1schei:z:iseinnahme sollen angegeben 
werden. Die Beteiligten smd darauf hinzuweisen. dass 
bei Ausbleiben eines Beteiligten auch in Abwesenheit 
verhandelt und entschieden werden kann. 

(3) Das persönliche Erscheinen des betroffenen Han­
delsteilnehmers oder Emittenten kann angeordnet \Ver­
den. 

(4) Zwischen der Zustellung der Ladung und der Sit­
z~ng s~ll eine Fr_ist v~n mindestens zwei Wochen liegen. 
Die Fnst kann im Emvernehmen mit den Beteiligten 
abgekürzt werden. 

§ 13 
Absehen von mündlicher Verhandlung 

Der Sanktionsausschuss kann ohne mündliche Ver­
handlung entscheiden. wenn 

1. der Sanktions_aus~chuss den Beteiligten mitgeteilt hat. 
dass er _beabs1cht1g~. ohne mündliche Verhandlung zu 
e1_1tscheiden und kemer der Beteiligten innerhalb einer 
hierfür gesetzten Frist Einwendungen dagegen erho­
ben hat: 

'> alle Beteiligten auf sie verzichtet haben: 

3. wegen G~f~hr im Verzug eine sofortige Entscheidung 
notwendig 1st. 

§ 14 
Verlauf der mündlichen Verhandlung 

11) Die Sitzung des Sanktionsausschusses ist nicht 
öffentlich. Auf Antrag kann einer am Verfahren nicht 
beteiligten Person die Anwesenheit gestattet werden. 
wenn keiner der Beteiligten ·widerspricht. · 

~2) Das vorsitzende Mitglied eröffnet. leitet und 
schließt die mündliche Verhandlung. Xach Aufruf der 
Sache trägt es den wesentlichen Inhalt der Akten vor und 
erörtert die Sache mit den Beteiligten tatsächlich und 
rec_~tlich. Es w~rkt. darauf hin. dass unklare Anträge 
erlautert. sa~hd1enh~he Anträge gestellt, ungenügende 
Angaben erganz~ so\ne alle für die Feststellung des Sach­
verhalts wesentlichen Erklärungen abgegeben \Verden. 

(3) Den ::Vlitgliedern des Sanktionsausschusses und den 
Beteilj_gten_ ist auf Verlangen zu gestatten. Fragen zu stel­
len. Wird eme Frage beanstandet, so entscheidet der Aus­
schuss über ihre Zulässigkeit. 

(4) Da~ \·orsitzende Mitglied ist für die Ordnung ver­
a~tworthch und kann Personen. die seine Anordnungen 
mcht befolgen. entfernen lassen. Die Verhandlung kann 
ohne diese Personen fortgesetzt werden. 

§ 15 
Entscheidung 

(1) Der Sanktionsausschuss entscheidet unter Würdi­
g~u~g des pes~_mtergebnisses des Verfahrens. Bei gering­
fug1gen verstoßen kann er das Verfahren mit Zustim­
mung der Börsenaufsichtsbehörde einstellen. In seiner 
Entscheidung hat er auch über die Kosten des Verfahrens 
zu befinden. 

_(2) Die Beratung un?- ~~bstimmung sind geheim. Es 
durfen nur Ausschussmitglieder zugegen sein. die an der 
mündlichen Verhandlung teilgenommen haben. 

(3) Entscheidungen. die das Sanktionsverfahren 
abschließen. sind schriftlich abzufassen und zu begrün­
den. mit Rechtsmittelbelehrung zu versehen und den 
Beteiligten zuzustellen. 

§ 16 
Kosten 

(1) Die Kosten bestehen aus den Gebühren und den 
Auslagen. 

(2) Die Gebühr für das Verfahren beträgt mindestens 
250 Euro und höchstens 5000 Euro. Die Gebühr wird von 
dem vorsitzenden ::.VIitglied festgesetzt. Die Höhe der 
Gebühr bemisst sich nach dem Aufwand und der Bedeu­
tung des Verfahrens. 

(3) Zu den Auslagen gehören 

1. die nach § 2 Abs. 3 Satz 2 und § 10 Abs. 4 entstande­
nen Auhvendungen. 

2. P?rtokosten für Zustellungen und Ladungen und für 
die au~ Antrag_ übersandten Ausfertigungen und 
Abschriften sowie Entgelte für Telekommunikations­
leistungen. 

(4) Die Kosten hat der betroffene Handelsteilnehmer 
oder Emittent zu tragen. gegen den eine Sanktion ver­
hängt wird. Die erhobenen Gebühren und Auslagen ste­
hen der Börse zu. Gleiches gilt für das nach § 20 Abs. 2 
des Börsengesetzes verhängte Ordnungsgeld. 

(5) Wird das Verfahren eingestellt. kann von der Erhe­
bung einer Gebühr abgesehen werden. In diesem Fall 
werden qie entstandenen Auslagen von der Börse getra­
gen. Im Ubrigen trägt jeder Beteiligte die ihm entstande­
nen Kosten. 
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§ 17 
Niederschrift 

(1) Über die mündliche Verhandlung ist eine Xieder­
schrift zu fertigen. Sie muss Angaben enthalten über 
1. den Ort und die Zeit der Verhandlung, 
2. den Namen der anwesenden :\'Iitglieder des Sanktions­

ausschusses, der erschienenen Beteiligten, Zeugen und 
Sachverständigen, 

3. den verhandelten Verfahrensgegenstand, 
4. den wesentlichen Inhalt der Aussagen der Zeugen und 

Sachverständigen. 
5. das Ergebnis eines Augenscheins, 
6. die gestellten Anträge, 
7. die Entscheidung des Sanktionsausschusses. 

Die Niederschrift ist von dem vorsitzenden :Vlitglied 
'J.nd, soweit hinzugezogen, auch von der schriftführenden 
Person zu unterzeichnen. 

(2) Die Niederschrift ist dem betroffenen Handelsteil­
nehmer oder Emittenten, der Börsenaufsichtsbehörde, 
der Geschäftsführung und bei Verfahren gegen Emitten­
ten der Zulassungsstelle zuzustellen. 

§ 18 
Z urückverweisung 

Ergeben sich in einem Sanktionsverfahren gegen einen 
Handelsteilnehmer Tatsachen. die die Rücknahme oder 
den Widerruf der Zulassung rechtfertigen, so ist das Ver­
fahren an die Geschäftsführung abzugeben. Diese ist 
berechtigt, in jeder Lage des Verfahrens von dem Sankti­
onsausschuss Berichte zu verlangen und das Verfahren an 
sich zu ziehen. 

Hat die Geschäftsführung ein Sanktionsverfahren 
übernommen und erweist es sich, dass die Zulassung 
nicht zurückzunehmen oder zu widerrufen ist. so ver­
weist sie das Verfahren an den Sanktionsausschuss 
zurück. 

§ 19 
Geltungsdauer 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün­
dung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über die 
Errichtung, die Zusammensetzung und das Verfahren des 
Sanktionsausschusses an der Rheinisch-Westfälischen 
Börse zu Düsseldorf vom 2. Februar 1995 (GV. NRW. 
S. 128) außer Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Mai 2008 
,,_ußer Kraft. 

Düsseldorf. den 9. Mai 2003 

Der Finanzminister 
des Landes ~ ordrhein Westfalen 

Jochen D ieckmann 

- GV NRW. 2003 S. 264. 

Aushang der Unfallverhütungsvorschrift 
„Sicherheits- und Gesundheitskennzeichnung am 

Arbeitsplatz" 
(GUV VA 8, bisher GCV 0. 7); 

Bekanntmachung 
der Landesunfallkasse Nordrhein-Westfalen 

Vom 14. Mai 2003 

Die Vertreterversammlung hat am 10. April 2003 die 
l:nfallverhütungsvorschrift .,Sicherheits- und Gesund­
heitskennzeichnung am Arbeitsplatz'" {GT.;V VA 8, bisher 
GUV 0. 7) vom September 1994. in der Fassung vom Juni 
2002 beschlossen. Die Veröffentlichung erfolgt durch 
Aushang in den Geschäftsräumen der Landesunfallkasse 
(§ 29 Abs. 3 der Satzung der Landesunfallkasse ::-;JRW). 

Die Aushangfrist beträgt einen Monat. beginnend mit 
dem Tage der Bekanntmachung des Hinweises auf die 

Veröffentlichung und die Möglichkeit der Einsichtnahme 
im Gesetz und Verordnungsblatt für das Land Nord­
rhein-Westfalen. 

Die "Cnfallverhütungsvorschrift tritt am 1. Oktober 
2 003 in Kraft. 

Düsseldorf. den 14. Mai 2003 

Geschäftsführer der Landesunfallkasse 
Nordrhein-Westfalen 

Manfred L i es k e 

Die von der Vertreterversammlung der Landesunfall­
kasse Nordrhein-Westfalen am 10. April 2003 beschlos­
sene Unfallverhütungsvorschrift wird gemäß§ 15 Abs. 4 
SGB VII genehmigt (Aktenzeichen 211-8006.15.4.6). 

Düsseldorf, den 12. ::.\fai 2003 

Ministerium 
für Wirtschaft \;_nd Arbeit 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

Klaus Po~ tler 

- GV NRW. 2003 S. 267. 

203013 
Berichtigung der Verordnung 

über die Ausbildung und Prüfung für die 
Laufbahn des mittleren allgemeinen 

Verwaltungsdienstes des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

- Ausbildungsverordnung mittlerer allgemeiner 
Verwaltungsdienst - (VAPma VD) 

Vom 12. Mai 2003 

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für 
diE· Laufbahn des mittleren allgemeinen Verwaltungs­
dienstes des Landes Nordrhein-Westfalen-Ausbildungs­
verordnung mittlerer allgemeiner Verwaltungsdienst -
(VAPmaVD) vom 26. Oktober 1981 (GV KRW. S. 644), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 15. ~ovember 
19H9 (GV. XRW. S. 622), wird wie folgt berichtigt: 

In§ 29a sind die Wörter .. § 23 Abs. 6" jeweils durch die 
\Yörter ,,§ 23 Abs. 5" zu ersetze:J.. 

- GV NRW. 2003 S. 267. 

2251 

Bekanntmachung des In-Kraft-Tretens 
des Staatsvertrages über den Schutz 

der Menschenwürde und den Jugendschutz 
in Rundfunk und Telemedien 

(Jugendmedienschutz-Staatsvertrag) 
Vom 13. )fai 200::: 

~achdem die letzte der von den Ländern ausgefertig­
ten Ratifikationsurkunden fristgerecht bei der Staats­
kanzlei der Freien und Hansestadt Hamburg hinterlegt 
wurde. ist der Staatsvertrag über den Schutz der ~Ien­
schenwürde und den Jugendschutz in Rundfunk und 
Telemedien (Jugendschutzmedien-Staatsvertrag) gemäß 
§ 2:3 Abs. 1 Satz 2 am 1. April 2003 in Kraft getreten. 

Dlsseldorf. den 13. ::VIai 2003 

Der Ministerpräsident 
des Landes Kordrhein-Westfalen 

(L. S.) Peer S t e i n b r ü c k 

- GV ~RW. 2003 S. 267. 
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Einzelpreis dieser ~ummer 1.35 Euro 
zuz:Jgl. Porto- 1:r:d \'nsanc:ikoster: 

Bes:elli.;_nger:. AD.fragen US\\·. sir:d ar: der: _.\_ Bage: \'erlag z~, r:c:1:en. _.\r:schri:: unc. Tele!on!1i.;.mmer \\·ie folg: Eir 
Abonnementsbestellungen: Grafer.be:·ger A'.,ee 8~. Fax iO:! ili 96 8~'~ ~9. Tel. iO~ lli !!6 8~.-2 38 (8.0n-12.30 "Cr.rl. -1023";" D:.isseldorf 

Bezugspreis i1a:bjährlich 33.50 E:.i.ro 1Kalenderhalb'.a:1:•i. Jatresbez:,;g 5-; .- E:.iro !Kaiende:·ja!-iri. zatlbar im Yo:·a~1s .• .\bbesteliungen für Ka;enderhalbjah­
resbez:ig • üsser: bis E.rr: 30. -1. bZ\\·. 31. i0 .. Lr Kaie!1c.erJal:resbezug b:s zi;.rr. '.31. 10. ei!1es _jede:1 Jah:·es ::leim A. Bage, \'erlag \·orfa·ger.. 

Reida:natior:en über :~1cht er~oigte Liefer'..lr:gen a:.is dem .-\bonner::er:.: ,xerden nur ir:.ne:·halb e:ne:- Frist \"On ,_·ier \\·ocl-ien nach E,scheir:en ane:·karmt. 

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine rmsatzsteuer i. S. d. § U rstG enthalten. 
Einzelbestellungen: Grafe!1berger Allee 82. Fax [02 i 1 l 9ti 82'2 29. Te;. !O~ l lJ 9682'~-11. -1023"7 Düsseldo:d 

\'o!1 Yorabei!1se:1dungen des Rechni.;.r:gsoetrages - ir: \\·e!cher Form a'.lch immer - b:tter: \\·ir abzusehen. Die L;eferunger: erfolgen. m;.r aufgrur:d schri:"üicher 
Beste:Lmg gegen Rechnung. Es \\·ird dringend empfohle:-1. '.\achbesteEunger: des Gesetz- ~md \·erordnur:gsblattes for das Land :'\ordrheir:-\Vestfalen 
n:ög:ichst :nnerha:b eines Yierteija:-ires nach Erscheir:e:1 de:- je\\·eii:ge:1 :'\i;.m:-'.ler be:~ A. Bage: \'erlag Yorzunehmen. :im späteren Liefersch\\'ierigkeiten 
\·orzubeugen. \\'erm rricl:t ;n:1eria';:J Yon \·ier \\'ocher: eine Liefo:·ung erfo'.gt. gil: c.:e :'\:.imrr:er als \"ergriffen. Eir:e ::lesondere Benachrichtigung ergeht nicht. 

Hera:isgeber: Landesreg:er'.lr:g :'\ordrhe:!1-\Vest:':alen. Haro;dstraße 5. -10213 D'Jsselciorf 
He:·steliu!1g und Yertrieb 1m :'\ar.:en :.ind für Rechnu:1g des Herausgebers: A. Bagei \·e:·:äg. Grafe!1berger Allee 82. -10~3, Düsseldor: 

Dri;.ck: TSB TiefdruK Sch\\·an!1-Bage;. DGsselc!or: i;.nd :.\Iöncher:glaG:-.iacl: 
rss:--: ~ri -;~ -:)359 
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